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Antrag 124/I/2023

AGMigration und Vielfalt LDK

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme in der Fassung der AK (Konsens)

Racial Profiling
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Wir fordern die sozialdemokratischen Mitglieder des Ab-

geordnetenhauses und des Senats auf in enger Zusam-

menarbeitmit der Zivilgesellschaft und betroffenen Com-

munities Maßnahmen zum Verbot von Racial Profiling zu

entwickeln und umsetzen.

 

Zu den Maßnahmen gehören die Schulung und Sensibili-

sierung von Polizei- und Behördenmitarbeiter*innen zum

Thema Racial Profiling ebenso wie eine Reform des Allge-

meinen Sicherheits- undOrdnungsgesetzes (ASOG) in fol-

genden Punkten:

1. Eine klare Definition von Racial Profiling und ge-

setzliches Verbot rassistischer oder diskriminieren-

der Praktiken von Polizei und anderen Behörden.

2. Festlegung spezifischer Standards für Personen-

kontrollen, um sicherzustellen, dass Kontrollen nur

auf der Grundlage konkreter und vernünftiger Ver-

dachtsmomente durchgeführt werden.

3. Verbot der Speicherung von Daten aufgrund der

Hautfarbe oder ethnischen Herkunft

4. Unabhängige Kontrollorgane: Ein unabhängiges

Kontrollorgan sollte geschaffen werden, um Be-

schwerden über Racial Profiling entgegenzuneh-

men und zu untersuchen. Dieses Gremium sollte

aus unabhängigen Expertinnen und Vertreterinnen

der Zivilgesellschaft bestehen.

5. Die einzusetzende Enquete-Kommission gegen Ras-

sismus soll ebenfalls Vorschläge zur effektiven Ver-

hinderung von Racial Profiling erarbeiten.

 

Begründung

Nachdem im Koalitionsvertrag, der 2021 mit Bündnis

90/Die Grünen und Partei die Linke geschlossen wurde,

das Verbot von Racial Profiling im ASOG auf die Agen-

da gesetzt worden ist, deutet der neue Koalitionsvertrag

mit der CDU auf das Ziel hin, Racial Profiling zu legalisie-

ren. Auch in einer neuen Koalitionmüssen die Menschen-

rechte aller geschützt und gewahrtwerden. Dies kann nur

durch ein Verbot von Racial Profiling gesichert werden.

Wir halten an der Beschlusslage des Landesparteitages

(148/I/2020) fest und fordern die sozialdemokratischen

Mitglieder des Abgeordnetenhauses und des Senats auf,

sich in der Koalitionund in enger Zusammenarbeitmit der

Zivilgesellschaft und betroffenen Communities dafür ein-

zusetzen, Maßnahmen zumVerbot von Racial Profiling zu

entwickeln und umsetzen.

 

Zu denMaßnahmen gehören u.a. Schulungen und Super-

visionen zur Sensibilisierung von Polizei- und Behörden-

mitarbeiter*innen zum Thema Racial Profiling und eine

allgemein verbindliche Konkretisierung des Verbots von

racial profiling für die Polizei und alle Behörden des Lan-

des Berlin.

 

Hierzu sollen spezifischer und praxisgerechte Standards

für Personenkontrollen und Identitätsprüfungen entwi-

ckelt werden, um sicherzustellen, dass Kontrollen nur auf

der Grundlage konkreter verhaltensbezogener Verdachts-

momente durchgeführt werden dürfen und keine Spei-

cherungvonDatenallein aufgrundderHautfarbeoder der

ethnischen Herkunft erfolgt.

 

Der Polizei- und Bürgerbeauftragte des Landes Berlin soll

beauftragt werden, im Dialog mit Expert:innen der Zivil-

gesellschaft, Beschwerden über Racial Profiling entgegen-

zunehmen, zu untersuchen und dem Abgeordnetenhaus

zu berichten, um die Standards weiter zu entwickeln.

 

Die einzusetzende Enquete-Kommission gegen Rassis-

mus soll ebenfalls Vorschläge zur effektivenVerhinderung

von Racial Profiling erarbeiten.
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